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Angelegenheiten des Bezirks Oberbayern

BEZIRK OBERBAYERN

Bekanntmachung

Gemäß Art. 51 Abs. 2 Satz 3 des Bayer. Naturschutzge-
setzes (BayNatSchG) wird nachfolgend die Verordnung 
des Landkreises Freising zur Änderung der Verordnung 
des Bezirks Oberbayern über den Schutz von Land-
schaftsteilen entlang der Isar in den Landkreisen Bad 
Tölz-Wolfratshausen, München, Freising und Erding als 
Landschaftsschutzgebiet bekannt gemacht.

4. Verordnung

zur Änderung der Verordnung des Bezirks Oberbayern 
über den Schutz von Landschaftsteilen entlang der Isar 
in den Landkreisen Bad Tölz-Wolfratshausen, Mün-
chen, Freising und Erding als Landschaftsschutzgebiet

Vom 21.07.2022

Aufgrund von § 20 Abs. 2 Nr. 4 und § 26 des Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I, S. 2542), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zum Schutz der 
Insektenvielfalt in Deutschland und zur Änderung weiterer 
Vorschriften vom 18.08.2021 (BGBl. I S. 3908), in Verbin-
dung mit Art. 12 Abs. 1 Satz 1 und Art. 51 Abs.1 Nr. 3, Abs. 2 
Satz 3 Halbsatz 2 des Gesetzes über den Schutz der Natur, 
die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien 
Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz – BayNatSchG) vom 
23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt 
durch § 1 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GVBl. S. 352) 
geändert worden ist, erlässt der Landkreis Freising folgende 

Verordnung:

§ 1

Die Verordnung des Bezirks Oberbayern über den Schutz 
von Landschaftsteilen entlang der Isar in den Landkreisen 
Bad Tölz-Wolfratshausen, München, Freising und Erding 
als Landschaftsschutzgebiet vom 18. Februar 1986 (RABl 
OB S. 27) in der derzeit gültigen Fassung wird wie folgt 
geändert:

1.	 1Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes werden in 
der Gemeinde Neufahrn b. Freising im Ortsteil Mintraching 
teilweise neu festgesetzt. 2Die Karten sind Bestandteil die-
ser Verordnung; insofern werden die in § 2 Abs. 3 genann-
ten Karten M 1: 10.000 und 1: 25.000 ersetzt. ³Maßgebend 
für den Grenzverlauf ist die Karte M 1:10.000. ⁴Es gilt die 
Innenkante der Abgrenzungslinie. 

2.	 § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: Die Flächenangabe 
„ca. 8907,16 ha“ wird durch „ca. 8905,86 ha“ ersetzt. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt des Landratsamtes Freising in Kraft.

Freising, 21. Juli 2022
Landkreis Freising

Helmut Petz
Landrat

Hinweis:

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 
BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb 
eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Rechtsver-
ordnung schriftlich unter Angabe von Tatsachen, die die 
Verletzung begründen sollen, beim Landratsamt Freising 
geltend gemacht wird (Art. 52 Abs. 7 BayNatSchG).

München, 12. Oktober 2022
Bezirk Oberbayern

Josef Mederer
Bezirkstagspräsident
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Mintraching

Diese Karte bildet einen Bestandteil 
zur Verordnung für die 4. Änderung der Verordnung des
Bezirks Oberbayern über den Schutz von Landschafts-
teilen entlang der Isar in den Landkreisen 
Bad Tölz - Wolfratshausen, München, Freising und 
Erding als Landschaftsschutzgebiet

Freising, den 21.07.2022
Landratsamt Freising

Helmut Petz
Landrat

Schutzgebietskarte

zur Verordnung für die 4. Änderung der Verordnung 
des Bezirks Oberbayern über den Schutz von Land-
schaftsteilen entlang der Isar in den Landkreisen 
Bad Tölz - Wolfratshausen, München, Freising und 
Erding als Landschaftsschutzgebiet
vom  21.07.2022

(Verzeichnis der Landschaftsschutzgebiete beim
Landesamt für Umwelt Nr. 00384.01 [OBB-01])  

veröffentlicht im Amtsblatt des Landratsamtes Freising
Nr. 19  vom  21.07.2022

Kartengrundlage:
Basisdaten der Bayerischen Vermessungsverwaltung

Grenze und Fläche des bestehenden
Landschaftsschutzgebietes (Ausschnitt)

herausgenommene Fläche

(Bestandteil)

Maßstab 1 : 10.000

m0 100 200 300 400 500
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Mintraching

´
Schutzgebietskarte

zur Verordnung für die 4. Änderung der Verordnung 
des Bezirks Oberbayern über den Schutz von Land-
schaftsteilen entlang der Isar in den Landkreisen 
Bad Tölz - Wolfratshausen, München, Freising und 
Erding als Landschaftsschutzgebiet
vom  21.07.2022

(Verzeichnis der Landschaftsschutzgebiete beim
Landesamt für Umwelt Nr. 00384.01 [OBB-01])  

veröffentlicht im Amtsblatt des Landratsamtes Freising
Nr.  19   vom  21.07.2022

Kartengrundlage:
Basisdaten der Bayerischen Vermessungsverwaltung

(Bestandteil)

Maßstab 1 : 25.000

m0 250 500 750 1000 1250

herausgenommene Fläche

Grenze und Fläche des bestehenden
Landschaftsschutzgebietes (Ausschnitt)

Diese Karte bildet einen Bestandteil 
zur Verordnung für die 4. Änderung der Verordnung des
Bezirks Oberbayern über den Schutz von Landschafts-
teilen entlang der Isar in den Landkreisen 
Bad Tölz - Wolfratshausen, München, Freising und 
Erding als Landschaftsschutzgebiet

Freising, den 21.07.2022
Landratsamt Freising

Helmut Petz
Landrat
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Wirtschaft und Verkehr

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Allgemeinverfügung der Regierung von Oberbayern 
– Luftamt Südbayern – zur Erteilung der Erlaubnis für 
den Aufstieg von bemannten Freiballonen außerhalb 
eines für den Ballonaufstieg genehmigten Flugplatzes 
und den Wiederaufstieg nach Zwischenlandungen in 
den Regierungsbezirken Oberbayern, Niederbayern 
und Schwaben

Bekanntmachung vom 11. November 2022
Geschäftszeichen ROB-2-3742.25_01-6-2

Die gemäß § 25 Absatz 1 Satz 1 des Luftverkehrsgeset-
zes (LuftVG) in Verbindung mit § 18 Absatz 1 Satz 1 der 
Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erforderliche Erlaubnis für 
den Aufstieg bemannter Ballone außerhalb eines für den 
Ballonaufstieg genehmigten Flugplatzes und den Wie-
deraufstieg nach Zwischenlandungen wird allen Inhabern 
einer Ballonpilotenlizenz nach BFCL.115 des Anhangs III 
der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission vom 13. 
März 2018 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für den 
Flugbetrieb mit Ballonen sowie für die Lizenzerteilung für 
die Flugbesatzung von Ballonen gemäß der Verordnung 
(EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 71 vom 14.3.2018, S. 10, L 203 vom 9.6.2021, 
S. 17), die zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2021/1874 (ABl. L 378 vom 26.10.2021, S. 4) geändert 
worden ist, hiermit wie folgt erteilt:

I. Umfang

1.	 Diese Erlaubnis berechtigt in den Regierungsbezirken 
Oberbayern, Niederbayern und Schwaben zum gleich-
zeitigen Aufstieg von maximal 4 bemannten Freiballonen 
außerhalb eines für den Ballonaufstieg genehmigten Flug-
platzes und den Wiederaufstieg nach Zwischenlandungen

•	 am Tage,
•	 nach Sichtflugregeln und
•	 an vorher nicht festgelegten Orten außerhalb von 

dichtbesiedelten Gebieten.

2.	 Wiederstarts nach Zwischenlandungen bei Fahrten zur 
Beförderung von Fluggästen sind zulässig.

3.	 Die Aufnahme oder der Austausch von Personen und 
von Betriebsstoffen bei Zwischenlandungen ist zulässig.

4.	 Wiederstarts können auch bei Fahrten zum Erwerb oder 
zu der Erweiterung, Aufrechterhaltung oder Erneuerung von 
Lizenzen und Berechtigungen durchgeführt werden. Dies 
gilt insbesondere für Ausbildungs- und Schulungsfahrten, 
Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeurteilungen 
sowie Fahrten zur Abnahme einer Praktischen Prüfung im 
Sinne des Anhangs III der Verordnung (EU) 2018/395 mit 
einem Lehrberechtigten oder Prüfer sowie bei Befähigungs-
überprüfungen gemäß BOP.ADD.315 des Anhangs II der 
Verordnung (EU) 2018/395.

5.	 Wiederstarts können auch durchgeführt werden bei 
Fahrten zur Inübunghaltung und Aufrechterhaltung eines 
der Sicherheit dienenden Trainingsstandes bei Ballonfahr-
ten, z. B. nach längeren Fahrtpausen oder bei seit längerer 
Zeit nicht gefahrenen Ballonklassen oder -gruppen oder 
zum Vertrautmachen mit bisher nicht gefahrenen Ballonen 
anderer Hersteller/Bauarten. Bei diesen genannten Fahrten 
mit Zwischenlandungen dürfen sich nur der Freiballonführer 
und gegebenenfalls ein Lehrberechtigter oder Prüfer an 
Bord befinden. Soll ein Lehrberechtigter oder Prüfer mit 
an Bord genommen werden, ist vor dem Start festzulegen, 
wer verantwortlicher Freiballonführer ist.

6.	 Außen- und Wiederstarts nach Zwischenlandungen bei 
Veranstaltungen, an denen eine große Anzahl von Perso-
nen anwesend ist, sowie an Luftfahrtveranstaltungen im 
Sinne von § 24 LuftVG sind nicht zulässig.

7.	 In Gebieten mit erheblicher Vogelschlag- und Störungs-
gefahr gemäß der Luftfahrtkarte Aeronautical Chart ICAO 
der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, in der Nähe von 
flugbetrieblich relevanten Hindernissen, Freileitungen und 
Masten sind Außenstarts und Wiederstarts nach Zwischen-
landungen nicht zulässig.

II. Nebenbestimmungen

1.	 Zur Durchführung von Außenstarts oder Wiederstarts 
nach Zwischenlandungen müssen alle Voraussetzungen 
zur Nutzung der Rechte aus der Ballonpilotenlizenz (BPL) 
gemäß Teil BFCL des Anhangs III der Verordnung (EU) 
2018/395 erfüllt sein.

2.	 Es dürfen keine Tatsachen vorliegen, die den Freibal-
lonführer als ungeeignet erscheinen lassen, eigenverant-
wortliche Entscheidungen im Rahmen dieser Erlaubnis zu 
treffen.

3.	 Wird für den Außenstart außer einer luftrechtlichen 
Erlaubnis auch eine Gestattung aufgrund anderer Rechts-
vorschriften, z. B. aufgrund naturschutzrechtlicher Schutz-
gebietsverordnungen benötigt, so wird eine gesetzlich 
vorgesehene Ersetzung dieser Gestattung durch die 
luftrechtliche Erlaubnis nur wirksam, wenn die zuständige 
Behörde dem Außenstart ausdrücklich zustimmt. Zusätz-
lich notwendige behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse 
oder Berechtigungen müssen vor dem Start vorliegen und 
mitgeführt werden.

4.	 Vor einem Außenstart oder Wiederstart nach Zwischen-
landung innerhalb eines Halbmessers von 5 km um einen 
Flugplatz ist während der Betriebszeit dieses Flugplatzes 
der Start mit der örtlich zuständigen Luftaufsichtsstelle oder 
Flugleitung abzustimmen. Bei einem Flugplatz mit Kontroll-
zone ist darüber hinaus mit der Flugverkehrskontrollstelle 
vorab eine Absprache zu treffen und die erforderliche 
Freigabe einzuholen.

5.	 Nach dem Start muss die Mindesthöhe gemäß 
SERA.3105 in Verbindung mit SERA.5005 Buchstabe f) des 
Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 923/2012 
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der Kommission vom 26. September 2012 zur Festlegung 
gemeinsamer Luftverkehrsregeln und Betriebsvorschriften 
für Dienste und Verfahren der Flugsicherung und zur Än-
derung der Durchführungsverordnung (EG) Nr. 1035/2011 
sowie der Verordnungen (EG) Nr. 1265/2007, (EG) Nr. 
1794/2006, (EG) Nr. 730/2006, (EG) Nr. 1033/2006 und 
(EU) Nr. 255/2010 (ABl. L 281 vom 13.10.2012, S. 1, L 145 
vom 31.5.2013, S. 38, L 037 vom 13.2.2015, S. 24, L 214 
vom 13.8.2015, S. 28), die zuletzt durch die Durchführungs-
verordnung (EU) 2020/886 (Abl. L  205 vom 29.6.2020, 
S.  14) geändert worden ist, gefahrlos erreicht werden 
können.

6.	 Außenstarts und Wiederstarts nach Zwischenlandun-
gen sind nur zulässig, wenn die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Straßen-, Bahn-, Schiffs- und Luftverkehrs nicht beein-
trächtigt wird.

7.	 Der Freiballonführer hat vor jedem Außenstart oder 
Wiederstart nach Zwischenlandung unter Berücksichtigung 
der Wetterverhältnisse (insbesondere Wind, Sicht und Wol-
kenhöhe) und der zu überfahrenden Hindernisse zu prüfen, 
ob das Startgelände für einen gefahrlosen Start geeignet 
ist und geeignetes Landegelände in Fahrtrichtung erreicht 
werden kann. Vor dem Außenstart muss eine Windmessung 
am Startgelände mit einem geeigneten Hilfsmittel erfolgen. 

8.	 Außenstarts von mehreren Ballonen dürfen nur durch-
geführt werden, wenn ein Startgelände zur Verfügung steht, 
welches eine gegenseitige Behinderung ausschließt. Starts 
von Freiballonen müssen nacheinander in der Art erfolgen, 
dass jeder Ballon erst dann starten darf, wenn der Vorgän-
ger die Mindesthöhe gemäß SERA.3105 in Verbindung mit 
SERA.5005 Buchstabe f) des Anhangs der Durchführungs-
verordnung (EU) Nr. 923/2012 nach dem Start erreicht hat. 
Die Möglichkeit der Funkkommunikation zwischen allen 
beteiligten Ballonführern muss jederzeit sichergestellt sein. 

9.	 Bei fortgesetzter Benutzung desselben Startgeländes 
über einen Zeitraum von mehr als zwei Monaten hinweg, 
ist die örtliche zuständige Luftfahrtbehörde zu benachrich-
tigen. Von einer fortgesetzten Benutzung ist auszugehen, 
wenn im monatlichen Durchschnitt mehr als vier Starts 
durchgeführt werden.

10.	Ausreichender Brandschutz, der den besonderen Be-
triebsverhältnissen, der Beschaffenheit des Geländes für 
den Außenstart und der Ballonfüllung Rechnung trägt, ist 
bereitzuhalten.

11.	Zwischenlandungen dürfen nur bei geringen Windge-
schwindigkeiten durchgeführt werden, die ein längeres 
Schleifen am Boden nicht erwarten lassen. Nach Möglich-
keit, und wenn dem keine flugbetrieblichen Überlegungen 
entgegenstehen, sind für Zwischenlandungen befestigte 
Wege/Feldwege zu nutzen. Der Abstand zu bewohnten 
Gebäuden muss dabei zum Schutz der Bevölkerung vor 
unzumutbarer Belästigung durch Lärm gewährleistet sein.

12.	Nicht zulässig sind Zwischenlandungen

•	 in Städten und anderen dichtbesiedelten Gebieten,
•	 in unmittelbarer Nähe zu bewohnten Gebäuden oder 

Industrieanlagen, im Bereich von flugbetrieblich rele-
vanten Hindernissen,

•	 in Gebieten mit erheblicher Vogelschlag- und Störungs-
gefahr gemäß der Luftfahrtkarte Aeronautical Chart 
ICAO der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, 

•	 in unmittelbarer Nähe zu Tieren auf Freiflächen, 
•	 in unmittelbarer Nähe zu Menschen, Luftfahrtveranstal-

tungen, sonstigen Veranstaltungen sowie
•	 wenn die Zwischenlandungen die Sicherheit und Leich-

tigkeit des Straßen-, Bahn-, Schiffs- oder Luftverkehrs 
beeinträchtigten würden.

13.	Der Freiballonführer hat nach BOP.BAS.065 des An-
hangs II und BFCL.050 des Anhangs III der Verordnung 
(EU) 2018/395 Außenstarts und Wiederstarts im Fahrten-
buch und im Bordbuch des Ballons aufzuzeichnen. Die 
Vorgaben der Acceptable Means of Compliance (AMC) 
AMC1 BOP.BAS.065 des Anhangs II der Verordnung (EU) 
2018/395 und, soweit diese keine entgegenstehenden 
Regelungen treffen, des § 30 der Betriebsordnung für 
Luftfahrtgerät (LuftBO) sind zu beachten.

14.	Entstehen im Zusammenhang mit einer Ballonfahrt 
aufgrund dieser Erlaubnis

•	 nicht unerhebliche Verletzungen einer oder mehrerer 
Personen, 

•	 Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
oder

•	 nicht unerhebliche Sachschäden (einschließlich Tier-
schäden), 

so sind diese Ereignisse der örtlich zuständigen Luft-
fahrtbehörde unverzüglich anzuzeigen. Davon unberührt 
bleiben die Pflichten zur Meldung von Unfällen, Störungen 
und Ereignissen, auf die untenstehend hingewiesen wird. 

15.	Außenstarts und Wiederstarts nach Zwischenlandung 
dürfen von bemannten Freiballonen außerhalb der für sie 
genehmigten Flugplätze nur durchgeführt werden, wenn der 
Grundstückseigentümer oder sonst Berechtigte zugestimmt 
hat (§ 25 Absatz 1 Satz 1 LuftVG).

16.	Nach einer Landung oder Zwischenlandung, insbe-
sondere wenn ein Schaden entstanden ist, ist die Besat-
zung des bemannten Freiballons gemäß § 25 Absatz 2 
Satz 2 LuftVG verpflichtet, dem Grundstückseigentümer 
oder sonstigen Berechtigten jedes von der Landung oder 
Abbeförderung des Freiballons betroffenen Grundstückes 
jeweils über den Namen und Wohnsitz des Halters, des 
Freiballonführers sowie des Versicherers Auskunft zu ge-
ben. Dies kann auch nachträglich (nach Beendigung der 
Ballonfahrt) telefonisch oder in Textform erfolgen. Kann 
der Grundstückseigentümer nicht benachrichtigt werden, 
ist die örtlich zuständige Polizeidienststelle unverzüglich 
entsprechend zu unterrichten.
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17.	Grundstücke, die für eine Zwischenlandung in Anspruch 
genommen werden, dürfen nur mit Zustimmung des Ei-
gentümers oder sonst Berechtigten von Kraftfahrzeugen 
befahren werden.

18.	Diese Allgemeinverfügung wird gemäß Art. 36 Absatz 2 
Nummer 5 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) mit dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnah-
me, Änderung oder Ergänzung einer Auflage verbunden. 
Nachträgliche Auflagen sind insbesondere zur Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung möglich. 

19.	Eine Ablichtung dieser Erlaubnis ist mitzuführen.

20.	Diese Erlaubnis kann jederzeit widerrufen, vom Umfang 
her begrenzt oder erweitert, geändert oder mit Neben-
bestimmungen versehen werden. Der Widerruf oder die 
Änderung der Allgemeinverfügung wird unmittelbar nach 
Bekanntmachung in den Nachrichten für Luftfahrer wirk-
sam, es sei denn in der Bekanntmachung wird eine andere 
Gültigkeit festgelegt. Personen, die von dieser Erlaubnis 
Gebrauch machen, sind daher verpflichtet, sich regelmäßig 
über den Stand der Allgemeinverfügung zu informieren.

III. Hinweise

1.	 Schadensersatzansprüche aufgrund von Schäden, die 
durch Ballonfahrten aufgrund dieser Erlaubnis (insbeson-
dere während Außen- oder Wiederstarts oder Landungen) 
verursacht werden, bleiben von dieser Allgemeinverfügung 
unberührt.

2.	 Zuwiderhandlungen gegen schriftliche vollziehbare 
Nebenbestimmungen dieser Erlaubnis können nach § 58 
Absatz 1 Nummer 11 LuftVG als Ordnungswidrigkeit ge-
ahndet werden. 

3.	 Gemäß § 29b LuftVG sind Halter und Führer von 
Freiballonen verpflichtet, beim Betrieb in der Luft und am 
Boden vermeidbare Geräusche zu verhindern und die 
Ausbreitung unvermeidbarer Geräusche auf ein Mindest-
maß zu beschränken, wenn dies erforderlich ist, um die 
Bevölkerung vor Gefahren, erheblichen Nachteilen und 
erheblichen Belästigungen durch Lärm zu schützen. Auf 
die Nachtruhe der Bevölkerung ist in besonderem Maße 
Rücksicht zu nehmen. 

4.	 Gemäß § 44 Absatz 1 Nummer 3 LuftVO handelt 
ordnungswidrig im Sinne des § 58 Absatz 1 Nummer 10 
LuftVG, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 5 LuftVO 
einen Lärm bei dem Betrieb eines Luftfahrzeugs verursacht, 
der stärker ist, als es die ordnungsgemäße Führung oder 
Bedienung unvermeidbar erfordert.

5.	 Die zuständigen Stellen können die an Bord mitge-
führten Urkunden sowie Lizenzen und Berechtigungen der 
Besatzungsmitglieder prüfen, insbesondere gemäß § 29 
Absatz 3 Satz 2 LuftVG.

6.	 Unfälle, Störungen und Ereignisse sind gemäß der §§ 7 
und 9 LuftVO sowie den Vorgaben der Verordnung (EU) 

Nr. 996/2010, der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 und der 
Durchführungsverordnung (EU) 2015/1018 zu melden. Bei 
gewerblichem Betrieb ist BOP.ADD.25, auch in Verbindung 
mit BOP.ADD.400 Buchstabe a), des Anhangs II der Ver-
ordnung (EU) 2018/395 zu beachten. Auf die besondere 
Meldepflicht bezüglich Gefahrgutunfällen und zwischen-
fällen gemäß BOP.BAS.055 Buchstabe d) des Anhangs II 
der Verordnung (EU) 2018/395 wird hingewiesen. Für die 
Meldung von Wildtierschäden wird auf die NfL 1-703-16 
und für Luftfahrzeugannäherungen auf die NfL 1-915-16 
verwiesen. 

7.	 Soll von den Vorgaben dieser Erlaubnis abgewichen 
werden, ist vorab eine diesbezügliche Erlaubnis des Luft-
amtes Südbayern gemäß § 25 Absatz 1 LuftVG einzuholen.

IV. Inkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der Bekannt-
machung im Oberbayerischen Amtsblatt in Kraft. Sie wird 
auch in den Nachrichten für Luftfahrer veröffentlicht. Bisher 
persönlich erteilte Allgemeinerlaubnisse für Außenstarts 
und Wiederstarts von Freiballonen werden nach Inkrafttre-
ten dieser Allgemeinverfügung gegenstandslos.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
in 80335 München,
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nie-
derschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformer-
satz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Per-
sonenkreis (insbesondere Rechtsanwälte und Behörden) 
Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig.

München, 11. November 2022
Regierung von Oberbayern
Luftamt Südbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident
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REGIERUNG VON OBERBAYERN

Vollzug des Bundesberggesetzes, der UVP-V Bergbau 
und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG);

Geothermieprojekt „Planegg“ auf Flurstück Nr. 180/0 
in der Gemarkung Gräfelfing, Gemeinde Gräfelfing, 
Landkreis München;

Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles über 
die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach § 1 Nr. 10b UVP-V Bergbau i. V. m. § 7 UVPG

Bekanntgabe des Bergamtes Südbayern nach § 5 
Abs. 2 UVPG

Mit Schreiben vom 13.09.2022 hat das Unternehmen 
Geothermie Gräfelfing GmbH & Co KG beim Bergamt 
Südbayern Unterlagen zur Durchführung einer UVP-
Vorprüfung für das o. g. Vorhaben vorgelegt. Im Rahmen 
einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles war 
festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (§ 5 Abs. 1 i. V. m. 
§ 7 Abs. 2 UVPG, § 1 Nr. 10b UVP-V Bergbau). 

Die Vorprüfung des Bergamtes Südbayern hat ergeben, 
dass das genannte Vorhaben keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf, da keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu besorgen sind. Zu dieser Ent-
scheidung haben folgende Aspekte geführt:

Merkmale des Vorhabens

Zur Förderung von Thermalwasser wird in der Gemeinde 
Gräfelfing, am südlichen Ortsrand, die Niederbringung 
von bis zu vier Geothermiebohrungen mit einer Endteufe 
von ca. 3.080 m (TVD) geplant. Die Gesamtfläche des 
geplanten Bohrplatzes beträgt 17.300 m² und umfasst 
neben dem inneren und äußeren Bohrplatz die Fläche der 
Testwasserbecken von ca. 3.500 m². Nach Beendigung der 
Bohrphase wird der Bohrplatz sowie die Testwasserbecken 
zurückgebaut auf eine Fläche von ca. 6.000 m², auf welcher 
sich die Geothermieanlage einschließlich Verkehrsflächen 
und Verwaltungs- mit Nebengebäuden befinden. 

Standort des Vorhabens

Das Vorhaben befindet sich in der Gemarkung und Gemein-
de Gräfelfing im Landkreis München. Das Plangebiet wird 
bisher als Pferdekoppel genutzt. Der Abstand zur nächsten 
Wohnbebauung beträgt in südlicher Richtung ca. 300 m. 
Der geplante Standort liegt nicht in einem der in Anlage 3 
Nr. 2.3 zum UVPG genannten Gebiete (Schutzkriterien). 
Der Standort weist darüber hinaus keine besonderen  
Nutzungs- oder Qualitätskriterien auf.

Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen

Durch die geplanten Geothermiebohrungen Planegg wer-
den keine besonders empfindlichen oder naturschutzfach-
lich hochwertigen Lebensräume und Strukturen berührt. 
Eine Grundwasserbeeinträchtigung ist durch die Bohrarbei-
ten nicht zu erwarten. Während der Bohrarbeiten können 
temporär Belastungen durch Lärm und Staub auftreten. Es 
sind keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutz-
gut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit 
sowie des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt zu erwarten.

Die Beeinträchtigungen anderer Schutzgüter sind nicht 
erheblich und können durch entsprechende Maßnahmen 
ausgeglichen bzw. kompensiert werden.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 
UVPG öffentlich bekannt gemacht. Nähere Informationen 
können nach den Vorschriften des Bayer. Umweltinfor-
mationsgesetzes (BayUIG) beim Bergamt Südbayern, 
Maximilianstraße 39, 80539 München, eingeholt werden.

München, 2. November 2022
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident
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